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Besetzung 
 Richter David Weiss (Vorsitz), 

Richter Philipp Egli,  

Richter Christoph Rohrer,    

Gerichtsschreiberin Tania Sutter. 
 

 
 

Parteien 
 A._______, (Deutschland) 

Beschwerdeführerin,  

  
 

 
gegen 

 
 

IV-Stelle für Versicherte im Ausland IVSTA,  

Vorinstanz.  

  
 

 
 

Gegenstand 
 Invalidenversicherung, Rentenbetrag,  

Neuverlegung der Kosten und der Parteientschädigung,  

Urteil des Bundesgerichts 8C_506/2025 vom 16. Juli 2026. 
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Das Bundesverwaltungsgericht stellt fest und erwägt, 

dass das Bundesverwaltungsgericht im Verfahren C-942/2021 mit Urteil 

vom 25. Juni 2025 die Beschwerde von A._______ (nachfolgend: Be-

schwerdeführerin) teilweise guthiess, die Verfahrenskosten von Fr. 800.– 

der Beschwerdeführerin im Umfang von Fr. 600.– auferlegte und keine Par-

teientschädigung zusprach, 

dass das Bundesgericht mit Urteil 8C_506/2025 vom 16. Juli 2026 in teil-

weiser Gutheissung der Beschwerde der Beschwerdeführerin den Ent-

scheid des Bundesverwaltungsgerichts vom 25. Juni 2025 sowie die Ver-

fügung der IV-Stelle für Versicherte im Ausland (nachfolgend: IVSTA oder 

Vorinstanz) vom 5. Januar 2021 aufhob und die Sache zur neuen Verfü-

gung an die IVSTA zurückwies, 

dass das Bundesgericht die Sache zur Neuverlegung der Kosten des vor-

angegangenen Verfahrens an das Bundesverwaltungsgericht zurückwies, 

dass demzufolge über die Kostenverteilung im Verfahren C-942/2021 neu 

zu befinden ist, 

dass das Beschwerdeverfahren bei Streitigkeiten um die Bewilligung oder 

die Verweigerung von Leistungen der Invalidenversicherung vor dem Bun-

desverwaltungsgericht kostenpflichtig ist (Art. 69 Abs. 1bis i.V.m. Abs. 2 IVG 

[SR 831.20]) und die Verfahrenskosten gemäss Art. 63 Abs. 1 VwVG in der 

Regel der unterliegenden Partei aufzuerlegen sind, 

dass die Rückweisung der Sache zu neuem Entscheid für die Frage der 

Auferlegung der Gerichtskosten und der Parteientschädigung als vollstän-

diges Obsiegen gilt, unabhängig davon, ob sie beantragt oder ob das ent-

sprechende Begehren im Haupt- oder im Eventualantrag gestellt wird (vgl. 

BGE 146 V 28 E. 7; 141 V 281 E. 11.1; Urteil des BGer 8C_104/2024 vom 

22. Oktober 2024 E. 7.1), 

dass der Beschwerdeführerin folglich für das Verfahren C-942/2021 keine 

Verfahrenskosten aufzuerlegen sind (Art. 63 Abs. 1 VwVG) und der geleis-

tete Kostenvorschuss von Fr. 800.– nach Eintritt der Rechtskraft des vor-

liegenden Urteils zurückzuerstatten ist, 

dass der unterliegenden Vorinstanz ebenfalls keine Verfahrenskosten auf-

zuerlegen sind (Art. 63 Abs. 2 VwVG), 
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dass der nicht anwaltlich vertretenen, obsiegenden Beschwerdeführerin 

keine unverhältnismässig hohen Kosten entstanden sind, weshalb ihr im 

Verfahren C-942/2021 keine Parteientschädigung zuzusprechen ist (vgl. 

Art. 64 Abs. 1 VwVG i.V.m. Art. 7 des Reglements vom 21. Februar 2008 

über die Kosten und Entschädigungen vor dem Bundesverwaltungsgericht 

[VGKE, SR 173.320.2]), 

dass für den vorliegenden Kostenentscheid keine Kosten aufzuerlegen 

sind (Art. 6 Bst. b VGKE) und von einer Parteientschädigung abzusehen 

ist (Art. 64 Abs. 1 VwVG sowie Art. 7 ff. VGKE). 

 

Für das Dispositiv wird auf die nächste Seite verwiesen. 
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Demnach erkennt das Bundesverwaltungsgericht: 

1.  

Für das Verfahren C-942/2021 werden keine Verfahrenskosten erhoben. 

Der Beschwerdeführerin wird der geleistete Kostenvorschuss von Fr. 800.– 

nach Eintritt der Rechtskraft des vorliegenden Urteils zurückerstattet. 

2.  

Im Verfahren C-942/2021 wird keine Parteientschädigung zugesprochen. 

3.  

Für das vorliegende Verfahren werden keine Verfahrenskosten erhoben 

und es wird keine Parteientschädigung zugesprochen. 

4.  

Dieses Urteil geht an die Beschwerdeführerin, die Vorinstanz und das BSV. 

 

Für die Rechtsmittelbelehrung wird auf die nächste Seite verwiesen. 

 

Der vorsitzende Richter: Die Gerichtsschreiberin: 

  

David Weiss Tania Sutter 
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Rechtsmittelbelehrung: 

Gegen diesen Entscheid kann innert 30 Tagen nach Eröffnung beim Bun-

desgericht, Schweizerhofquai 6, 6004 Luzern, Beschwerde in öffentlich-

rechtlichen Angelegenheiten geführt werden (Art. 82 ff., 90 ff. und 100 

BGG). Die Frist ist gewahrt, wenn die Beschwerde spätestens am letzten 

Tag der Frist beim Bundesgericht eingereicht oder zu dessen Handen der 

Schweizerischen Post oder einer schweizerischen diplomatischen oder 

konsularischen Vertretung übergeben worden ist (Art. 48 Abs. 1 BGG). Die 

Rechtsschrift hat die Begehren, deren Begründung mit Angabe der Be-

weismittel und die Unterschrift zu enthalten. Der angefochtene Entscheid 

und die Beweismittel sind, soweit sie die beschwerdeführende Partei in 

Händen hat, beizulegen (Art. 42 BGG). 

 

Versand: 


